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Vierte europäische Geldwäsche-Richtlinie und neue Geldtransfer-

Verordnung verabschiedet 

Nach über zwei Jahren Verhandlungen hat der europäische Gesetzgeber die Arbeiten 

an der Vierten Geldwäscherichtlinie und der Novelle der Geldtransferverordnung (Ver-

ordnung über die Übermittlung von Angaben bei Geldtransfers) nun abgeschlossen: 

Nach dem Rat der Europäischen Union hat am 20. Mai 2015 auch das Europäische 

Parlament die beiden Rechtstexte verabschiedet. 

Richtlinie und Verordnung wurden am 5. Juni im Amtsblatt veröffentlicht und treten am 25. 

Juni 2015 in Kraft. 

Die Mitgliedstaaten haben nun zwei Jahre Zeit, die neuen Regelungen der Richtlinie in nati-

onales Recht umzusetzen. Auch die Geldtransferverordnung wird erst mit Ablauf dieser Frist 

Gültigkeit erlangen. 

Strengere Regeln und Vereinheitlichung 

Mit der Vierten Geldwäscherichtlinie und der neuen Geldtransferverordnung zieht die EU die 

Zügel bei der Geldwäschebekämpfung an. Umfassende Risikoanalysen und zusätzliche An-

forderungen an die Verpflichteten bedeuten zusätzlichen Aufwand für diese wie auch für die 

damit befassten staatlichen Stellen. Auch Verschärfungen im Sanktionsregime demonstrie-

ren die Entschlossenheit des europäischen Gesetzgebers, die Bekämpfung von Geldwäsche 

und Terrorismusfinanzierung zu intensivieren. 

Gleichzeitig ist es Ziel der EU, die nationalen Regeln einander stärker anzugleichen. Zwar 

handelt es sich auch bei der Vierten Geldwäscherichtlinie um Vorgaben mit Mindestharmoni-

sierungs-Charakter, das heißt die Mitgliedstaaten dürfen grundsätzlich strengere Regeln 

einführen. Allerdings macht sie in einigen Bereichen, etwa bei den Sanktionen, wesentlich 

konkretere Vorgaben als ihre Vorgängerin. Zudem beauftragt sie die drei europäischen Auf-

sichtsbehörden (European Supervisory Authorities – ESAs), mittels Leitlinien und Techni-

schen Regulierungsstandards europaweit verbindliche Regeln festzulegen. 

Anpassung an die FATF-Empfehlungen 2012 

Hauptanlass für die Novellierung war der Umstand, dass die europäischen Regelungen zur 

Bekämpfung der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung an die überarbeiteten Empfeh-

lungen der Financial Action Task Force (FATF) aus dem Jahr 2012 angepasst werden muss-

ten. Der europäische Gesetzgeber hat jedoch die Gelegenheit genutzt, auch eigene Akzente 

zu setzen. So gehen einige neue Regeln der Vierten Geldwäscherichtlinie über die FATF-

Empfehlungen hinaus oder betreffen typisch europäische Phänomene, zum Beispiel das 

Verhältnis von Heimatstaat und Gaststaat bei der grenzüberschreitenden Erbringung von 

Dienstleistungen innerhalb der EU. 
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Der vorliegende Beitrag soll einen ersten Überblick über die Änderungen geben, die für den 

deutschen Finanzsektor am relevantesten sind. Die Aufzählung ist jedoch nicht abschlie-

ßend. 

Intensivierter risikoorientierter Ansatz 

Die wohl weitreichendste Änderung betrifft den risikoorientierten Ansatz: Während die Dritte 

Geldwäscherichtlinie noch eine Liste vordefinierter Situationen mit geringerem oder erhöh-

tem Geldwäscherisiko enthielt, so verlangt die Novelle von den Verpflichteten, jede individu-

elle Geschäftsbeziehung und Transaktion auf ihr jeweiliges Geldwäscherisiko zu prüfen. 

Umstände, die nach der Dritten Geldwäscherichtlinie automatisch zu einer Einstufung als 

geringeres Risiko führten – zum Beispiel, wenn der Kunde ein anderes Institut, ein börsenno-

tiertes Unternehmen oder eine inländische Behörde war –, sind künftig lediglich als einzelne 

„Risikofaktoren“ anzusehen. Erst die Gesamtbetrachtung aller relevanten Risikofaktoren führt 

zu der Endbewertung, ob eine individuelle Situation als geringeres oder erhöhtes Risiko an-

gesehen werden muss. 

Ziel ist es, Automatismen bei der Risikobewertung zu verhindern. Dieses Konzept wird aller-

dings durchbrochen bei der Beurteilung einiger Hochrisikosituationen: politisch exponierte 

Personen (PePs), Korrespondenzbankbeziehungen sowie Kunden aus bestimmten Hochrisi-

koländern werden weiterhin automatisch als Hochrisikosituation eingestuft. Hinsichtlich der 

„Drittländer mit hohem Risiko“ wird die EU-Kommission eine Negativliste herausgeben; das 

bisherige Konzept einer Positivliste mit äquivalenten Drittländern wird aufgegeben. 

Auch für die staatliche Seite gibt es neue Vorgaben zur Erfüllung des risikoorientierten An-

satzes. So obliegt es künftig jedem einzelnen Mitgliedstaat, eine nationale Risikobewertung 

anzufertigen und auf aktuellem Stand zu halten. Des Weiteren sollen die ESAs eine gemein-

same Stellungnahme zu den Risiken der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung für 

den Finanzsektor der Europäischen Union erarbeiten, die wiederum in einen supranationalen 

Risikobericht einfließen soll, den die EU-Kommission anzufertigen hat. Und auch den natio-

nalen Aufsichtsbehörden gibt die Richtlinie erstmals ausdrücklich auf, bei der Aufsicht nach 

einem risikoorientierten Ansatz vorzugehen. 

… 

Register zu wirtschaftlich Berechtigten 

Artikel 30 der Richtlinie begründet eine neue Art der Mitwirkungspflicht der Kunden. Dem-

nach sind künftig alle juristischen Personen verpflichtet, präzise und aktuelle Angaben zu 

ihren wirtschaftlich Berechtigten sowie zu Art und Umfang der wirtschaftlichen Berechtigung 

einzuholen und aufzubewahren. Diese Informationen sind in jedem Mitgliedstaat in einem 

zentralen Register aufzubewahren. 

Das Register ist nicht öffentlich einsehbar. Zugang erhalten lediglich Aufsichtsbehörden, 

zentrale Verdachtsmeldestellen, Verpflichtete im Rahmen der Erfüllung ihrer Kundensorg-

faltspflichten sowie – soweit dies nach den nationalen Datenschutzbestimmungen zulässig 

ist – andere Personen oder Organisationen, die ein berechtigtes Interesse nachweisen kön-

nen. Wo das Register in Deutschland eingerichtet wird, ist derzeit noch offen. Die register-

führende Stelle muss die Angaben nicht überprüfen. Dies wird auch künftig Aufgabe der 

Verpflichteten sein. 
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… 

Wichtige Begriffe 

… 

Wirtschaftlich Berechtigte 

Wirtschaftlich Berechtigte sind alle natürlichen Personen, in deren Eigentum oder unter de-

ren Kontrolle der Kunde steht, sowie jede natürliche Person, in deren Auftrag eine Transakti-

on oder Tätigkeit ausgeführt wird. Die Feststellung des wirtschaftlich Berechtigten soll es 

natürlichen Personen insbesondere erschweren, sich hinter juristischen Personen (Briefkas-

tenfirmen) zu verstecken. 


